
Klimaresilienz zu stärken. Knapp 33 Prozent ihrer 
Staatseinnahmen fließen dagegen in den Schul-
dendienst. Schätzungen zufolge wird dieses Miss-
verhältnis 2024 noch stärker ausfallen.2 

Akteure aus dem Klimafinanzierungsbereich neh-
men die globale Schuldenkrise zum Anlass, den 
Druck für mehr Klimafinanzierung zu erhöhen. 
Gleichzeitig nutzen Schuldnerländer die globale 
Aufmerksamkeit für die Bewältigung der Klima-
krise, um angesichts des weiterhin schwierigen 
Zugangs zu Krediten eine bessere und kosten-
günstigere Entwicklungsfinanzierung zu fordern. 
Denn viele Regierungen sehen sich, bedingt durch 
Schuldendienstverpflichtungen, zunehmend kon-
frontiert mit einer angespannten Haushaltslage. 
Hinzu kommen weitere Risiken wie die schwä-
chelnde Weltwirtschaft und steigende Zinsen im 
Globalen Norden. Die Nettofinanztransfers an ein-
zelne Ländergruppen gehen deutlich zurück, viele 
Länder können sich bereits seit Jahren nicht mehr 
zu annehmbaren Bedingungen am Kapitalmarkt  
finanzieren. 

Stecken Staaten bereits in der Schuldenkrise, wer-
den Schuldenerleichterungen von den Gläubigern 
in aktuellen Verhandlungen kaum zugestanden. 
Und der Refinanzierungsdruck wird aufgrund hoher 
Schuldendienstverpflichtungen in den Jahren 2024 
und 2025 weiter steigen. Gleichzeitig zeigten sich 
beim UN-Gipfel zur SDG-Halbzeit im vergangenen 

Zwei globale Krisen werden in der politischen  
Debatte zunehmend zusammen betrachtet: Die  
Klima(finanzierungs)krise und die Schuldenkrise 
im Globalen Süden. Länder des Globalen Südens 
verfügen oft über zu wenig finanzielle Mittel, um 
die Folgen des Klimawandels zu bewältigen. Stei-
gende Überschuldungsrisiken schränken ihre po-
litische Handlungsfähigkeit zusätzlich ein. Welche 
politischen Schritte sind notwendig, um beiden 
Krisen wirksam zu begegnen?

Im Kontext der Klimakonferenz COP28 Ende 2023 
in Dubai vertrat das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) folgende Position:

„Die Klimafrage ist auch eine Frage der Verschul-
dung, denn Verschuldung und die Vulnerabilität 
eines Landes gegenüber dem Klimawandel sind 
eng verknüpft. Verschuldung kann dringend be-
nötigte Zukunftsinvestitionen in Klimaschutz und 
Klimaanpassung hemmen. Dies wiederum erhöht 
die Verletzlichkeit des Staates für Extremwetter- 
ereignisse.“1

Tatsächlich waren die Ausgaben für den Schul-
dendienst in Ländern des Globalen Südens im Jahr 
2023 zwölfeinhalbmal höher als ihre Ausgaben für 
die Bewältigung der Auswirkungen des Klimawan-
dels. Im Schnitt geben Länder des Globalen Südens 
nur 2,5 Prozent ihrer Staatseinnahmen aus, um ihre 
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Klimaresilienzklauseln er-
lauben Schuldnerstaaten, 
im Falle einer Naturkatas-
trophe Rückzahlungen an 
ihre Gläubiger vorüberge-
hend auszusetzen. 

September in New York die Defizite in der Finanzie-
rung der Umsetzung der Ziele für nachhaltige Ent-
wicklung (SDGs) politisch und öffentlich deutlich. 

Neben der Forderung nach einem günstigeren 
Zugang zu Entwicklungsfinanzierung gibt es auch 
Stimmen, die auf Basis des Prinzips einer „gemein-
samen, aber unterschiedlichen Verantwortung“ 
für die Klimakrise (manchmal auch mit dem Argu-
ment einer historischen Verantwortung des Glo-
balen Nordens)3 mehr Teilhabe am internationa-

len Finanzsystem 
erwirken wollen. 
Sie fordern eine 
fairere Teilhabe 
an Entscheidungs-
prozessen, die die 

internationale Finanzarchitektur betreffen, sowie 
besseren Zugang etwa zu Krediten am internati-
onalen Kapitalmarkt. Die Staatengruppe der Vul-
nerable20 (V20) bezeichnet den Zusammenhang 
zwischen Schulden- und Klimakrise gar als syste-
misches Risiko4 und fordert eine „Transformation“ 
von Entschuldungsverfahren, unter anderem da 
bestehende Verfahren keine zeitige, verlässliche 
und faire Lösung garantierten.5

Schuldenerleichterungen werden dabei als Mittel 
propagiert, um zwei Fliegen mit einer Klappe zu 
schlagen: die Schuldenkrise zu lösen und gleich-
zeitig genügend Ressourcen zu mobilisieren, die im 
Globalen Süden für mehr Klimaresilienz notwendig 
sind.

Doch welche Rolle können Schuldenerlasse kon-
kret spielen?

Klimaklauseln, Schuldenumwandlung und mehr 
– echtes Potential oder nur Augenwischerei?
In der Abschlusserklärung der COP28 finden sich 
vor allem zwei Optionen wieder, die sich mit Schul-
denerleichterungen befassen: der Einsatz von so-
genannten Klimaresilienzklauseln sowie Schulden-
umwandlungen für Klimainvestitionen,6 manchmal 
auch in Kombination mit neuen Finanzprodukten, 
die an Nachhaltigkeitskriterien geknüpft sind. Da-
rüber hinaus wurden größere Verpflichtungen ge-
nannt, wie etwa die „Abkehr von fossilen Brenn-
stoffen in den Energiesystemen auf gerechte, 
geordnete und ausgewogene Weise“7. 

Klimaresilienzklauseln
Klimaresilienzklauseln sind ein Element in Kre-
ditverträgen, die es Schuldnerstaaten im Falle 
einer Naturkatastrophe erlauben, Rückzahlungen 
an ihre Gläubiger vorübergehend auszusetzen. 
Dies erlaubt es insbesondere hoch verschulde-
ten Ländern, ursprünglich für den Schuldendienst 
budgetierte Mittel für Nothilfe umzuwidmen. Eine 
vertragliche Verabredung im Vorhinein kann das 
vorherrschende Stigma für das Schuldnerland, sei-
ne Gläubiger um Schuldenerleichterungen zu bit-
ten, erheblich senken. Ein solches automatisches 
Schuldenmoratorium im Fall einer Naturkatastro-
phe wird von zivilgesellschaftlicher Seite bereits 
seit vielen Jahren gefordert. Auch gab 
es bereits in einzelnen Kreditverträ-
gen, etwa in umgeschuldeten Anleihen, 
solche Klauseln. Multilaterale Entwick-
lungsbanken bestanden bisher jedoch 
darauf, dass ihre Forderungen immer 
pünktlich beglichen werden müssen.

Schon im Juni 2023 hatte die Weltbank angekün-
digt, für bestimmte Länder künftig Klauseln in 
ihre Kreditverträge aufzunehmen, mit denen die 
begünstigten Länder bei definierten Klimakatas‑ 
trophen ihre Zahlungen aussetzen können. Bei der 
COP28 wurde dieses Angebot noch einmal deutlich 
ausgeweitet. Vor wenigen Jahren war ein solcher 
Schritt noch undenkbar. Angeführt wurde damals 
das Argument, dass die Ermöglichung der Ausset-
zung von Zahlungen das Toprating der Weltbank 
an den Finanzmärkten gefährden könne und damit 
den Zugang von einkommensschwächeren Ländern 
zu günstigen Krediten verschlechtern würde.8

Bei der COP28 kündigten nun weitere Entwick-
lungsbanken an, der Weltbank zu folgen, darunter 
die Afrikanische Entwicklungsbank und die Euro-
päische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(EBRD). Auch bilaterale Gläubiger wie Großbritanni-
en9 und Frankreich kündigten die Einführung oder 
Ausweitung entsprechender Vorhaben an. Und in 
restrukturierten Anleiheverträgen waren derarti-
ge Kreditklauseln bereits angewendet worden, um 
den Schuldendienst von einigen Inselstaaten aus-
zusetzen.10

Auch wenn die geplanten Klimaklauseln der Ent-
wicklungsbanken und bilateralen Gläubiger grund-

Die Vulnerable20 fordern 
eine „Transformation“ von 
Entschuldungsverfahren.



Box 1: Die Vielfalt existierender und geplanter Klimaresilienzklauseln

Auch wenn die Ankündigungen ähnlich lauten, sind die geplanten oder schon existierenden Klimaresilienzklauseln der Entwicklungs-

banken und bilateralen Gläubiger unterschiedlich ausgestaltet. Auch sind bei einigen Vorhaben öffentlich nur wenige Details bekannt:

Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD)

•	 Für Länder mit niedrigem mittleren Einkommen in Regionen, in denen die EBRD hauptsächlich tätig ist

•	 Aussetzung von Tilgungszahlungen von Neukrediten für eine zweijährige Periode

•	 Bei Fluten, Dürren und Erdbeben

•	 Bei Ausrufung eines nationalen Notstands

Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB)

•	 Nur Kredite im Rahmen des Weichkreditfensters des African Development Fund

Weltbank11

•	 Für alle begünstigten Länder sowohl in neuen Kreditverträgen als auch rückwirkend in bestehenden Verträgen mit einer  

Restlaufzeit von mehr als fünf Jahren

•	 Für 45 kleine Inselstaaten und andere Kleinstaaten

•	 Aussetzung von Tilgungs- und Zinszahlungen für bis zu zwei Jahre nach dem Eintreten der Katastrophe

•	 Bei Erdbeben, tropischen Zyklonen und Hurrikanen 

•	 Bei Ausrufung eines nationalen Notstands 

•	 Nach erfolgreicher Prüfung durch die Weltbank, ob das Ausmaß der Katastrophe bestimmten Kriterien entspricht

•	 Die Endfälligkeit des Darlehens wird nicht verlängert. Das heißt, der höhere Schuldendienst muss nach Auslaufen der  

Stundung in einer kürzeren Zeit entrichtet werden.

•	 Länder, die die Klauseln nutzen, müssen eine Gebühr in Höhe von 5 Basispunkten pro Jahr (0,05 Prozent) auf den ausgezahlten 

und ausstehenden Kreditsaldo entrichten.

Europäische Investitionsbank (EIB)

•	 Für kleine Inselstaaten und die sogenannten „am wenigsten entwickelten Länder“ („least developed countries“)

•	 Aussetzung im Falle vorab definierter Klimakatastrophen

•	 Nur Tilgungszahlungen werden ausgesetzt.

Interamerikanische Entwicklungsbank (IADB)

•	 Ankündigung der Einführung von „Hurrikan-Klauseln“ 2021. Bislang ist nur öffentlich bekannt, dass Barbados im Falle einer Natur

katastrophe die Option eines zweijährigen Moratoriums für die Tilgungszahlungen seiner damals fünf IADB-Kredite erhielt. 

Die britische Exportkreditagentur (UK Export Finance) 

•	 Für Niedrigeinkommensländer und kleine Inselstaaten

•	 Die Aussetzung muss beantragt werden.

•	 Zwölfmonatige Aussetzung von Tilgungs- und Zinszahlungen

•	 Rückzahlung über einen Zeitraum von fünf Jahren

•	 Klauseln werden nur in neue Kreditverträge aufgenommen. Zahlungsverpflichtungen aus bereits bestehenden Verträgen  

müssen auch im Falle einer Katastrophe weiter bedient werden.



sätzlich begrüßenswert sind, so ist aus Sicht von 
erlassjahr.de und Misereor unter anderem Folgen-
des zu kritisieren:

•	 Uneinheitlichkeit der Vorschläge, zum Beispiel 
bei der Zeitspanne der Aussetzung oder beim 
Umfang der Erleichterungen (teilweise werden 
nur Zinszahlungen und keine Tilgungszahlungen 
abgedeckt).

•	 Teilweise sehr begrenzter Kreis anspruchsbe-
rechtigter Länder, der andere klimavulnerable, 
hoch verschuldete Länder ausschließt. Dabei ist 
davon auszugehen, dass die Entwicklungsban-
ken aufgrund ihres beanspruchten bevorzugten 
Gläubigerstatus die Klauseln so gestalten, dass 
sie rein gar nichts verlieren. Daher erklärt sich 
nicht, warum der Kreis willkürlich eingeschränkt 
wird.

•	 Ausschließen von bestimmten Arten von Klima-
katastrophen ohne klare Begründung.

•	 Unklarer Ablauf der Aussetzung im Falle einer 
Katastrophe, etwa was eine „automatische“ Aus-
setzung im Vergleich zu einer Aussetzung „auf 
Antrag“ bedeutet. Eine Beantragung der Schul-
dendienstaussetzung darf nicht zu ressourcen-
intensiven Aushandlungsprozessen führen oder 
das Land – durch die Notwendigkeit eines Antrags 
– dem Umschuldungen innewohnenden Stigma 
aussetzen.

•	 Teilweise Erleichterungen nur für Neukredite. 
Damit tragen die entsprechenden Gläubiger 
bei Naturkatastrophen, die in naher Zukunft 
geschehen, nicht zur Bewältigung von Schäden 
und Verlusten bei, da Zahlungsverpflichtungen 
aus bereits bestehenden Verträgen weiter be-
dient werden müssen.

Zudem machen zwei Rahmenbedingungen die Kli-
maresilienzklauseln für die Schuldnerstaaten ge-
genwärtig nicht besonders attraktiv bzw. schrän-
ken die transformative Wirkung deutlich ein:

1.	 Die Zahlungseinstellung ist bislang nicht für den 
gesamten Schuldenstand beziehungsweise den 
gesamten budgetierten Schuldendienst möglich. 

Die fiskalischen Spielräume, die durch eine über 
eine Klimaresilienzklausel abgedeckte Zahlungs-
einstellung bei einem einzelnen Gläubiger entste-
hen, können angesichts der Schäden nach einer 
Naturkatastrophe relativ gering sein. Wenn ein 
Moratorium nicht den gesamten Schuldenstand 
umfasst, besteht die Gefahr, dass die Mittel für 
Schuldendienstzahlungen an nicht teilnehmende 
Gläubiger verwendet werden und nicht für die ka-
tastrophenbezogene Nothilfe zur Verfügung ste-
hen. Damit die Klauseln wirklich ihre intendierte 
Wirkung entfalten, sollte daher eine Zahlungsein-
stellung für sämtliche Schuldendienstzahlungen 
möglich sein.12

2.	 Es fehlt ein Umschuldungsverfahren, das an 
das Moratorium anschließt und in dessen 
Rahmen Rückzahlungsverbindlichkeiten ge-
strichen werden, die in Folge der Katastrophe 
langfristig nicht mehr tragfähig sind. Eine sol-
che Restrukturierung des gesamten Auslands-
schuldenstands wäre notwendig, um die Schul-
denlast auf ein tragfähiges Maß zu reduzieren 
und so zu verhindern, dass das betroffene Land 
unter Beachtung seiner Vulnerabilität zurück in 
eine Überschuldungssituation fällt.

Die Zerstörung von produktiven Kapazitäten durch 
eine Naturkatastrophe kann eine Schuldenkrise 
auslösen beziehungsweise dafür sorgen, dass die 
Verschuldung mittelfristig für das Land nicht mehr 
tragbar ist. Klimaresilienzklauseln ermöglichen in 
diesem Fall kurzfristige Liquidität, doch 
stellen sie keinerlei Schuldenerleich-
terung dar. Im Gegenteil: Werden dann 
nach Ende des Moratoriums die vormals 
aufgeschobenen Zahlungen fällig, kön-
nen solche Klauseln einen Staat sogar 
zusätzlich belasten, da der ausgesetz-
te Schuldendienst zusätzlich zum in dem Zeitraum 
fälligen Schuldendienst addiert wird. 

Klimaresilienzklauseln 
ermöglichen kurzfristige 
Liquidität, stellen jedoch 
keinerlei Schuldenerleich-
terung dar.



wurde dies, soweit bekannt, weder mit zusätzli-
chen Mitteln unterfüttert noch an eine schon län-
ger diskutierte Reform der deutschen Schulden-
umwandlungsfazilität gekoppelt. Vielmehr wurde 
der Swap aus dem bestehenden Umfang der deut-
schen Umwandlungsfazilität von 150 Millionen 
Euro pro Jahr zugesagt. Zuvor gab es dort keinen 
Fokus auf Umwandlungen für Klimaschutz. 

Ähnliche Zusagen öffentlicher Gläubiger oder Aus-
weitungen von bestehenden bilateralen Umwand-
lungsprogrammen hat es in größerem Stile 2023 
nicht gegeben.15 Vielmehr standen Instrumente 
im Vordergrund, die keine Schuldenumwandlun-
gen im klassischen Sinne sind – auch wenn sie als 
solche bezeichnet werden –, sondern komplexe Fi-
nanzoperationen darstellen, die hochverschuldete 
Länder für Investoren attraktiver machen sollen. 
Mit hoher Medienaufmerksamkeit wurden solche 
Operationen bereits in Ecuador und Gabun durch-
geführt.16 Im Kern geht es dabei um einen Rückkauf 
von bestehenden (und bereits auf Sekundärmärk-
ten zu einem geringeren Wert gehandelten) Schuld-
titeln, zum Beispiel durch die Ausgabe 
einer neuen Anleihe zu besseren Kon-
ditionen und manchmal verbunden mit 
einer Garantie von internationalen Ent-
wicklungsbanken. Der Spielraum für In-
vestitionen entsteht hier durch den ge-
fallenen Marktpreis, weniger durch den 
freiwilligen Verzicht von Gläubigern auf 
ihre Schuldtitel. 

Investmentbanken und andere Drittparteien se-
hen in dieser Art von Transaktion einen attraktiven 
Markt.17 Bei der COP28 wurde daher die Schaffung 
einer Task Force beschlossen,18 die sich mit der Ri-
sikominderung neuer Anleihen in debt-for-nature 
swaps beschäftigen soll. Inwieweit diese Trans-
aktionen tatsächlich zusätzliche Mittel für Klima-
schutz aufbringen können, ist zumindest fragwür-
dig. Kritisch gesehen werden zudem die fehlende 
Transparenz, die hohen Transaktionskosten und 
die Gefahr des Greenwashing.19

Unabhängig von den obigen Ausführungen gilt: 
Schuldenumwandlungen sind kein geeignetes In-
strument für die Überwindung von untragbaren 
Schuldensituationen. Dafür sind erstens die Beträ-
ge zu klein und zweitens ist die Wirkung nur mit-

Im Falle der Weltbank ist es zum Beispiel keine 
Option, dass die Endfälligkeit des Kredits verlän-
gert wird, die ausgesetzte Zeit also einfach hinten 
drangehängt wird. Länder müssen den Kredit sogar 
in einer kürzeren Zeit als ursprünglich geplant zu-
rückzahlen. In ihrem Produktinformationsblatt be-
schreibt die Weltbank ein Beispiel, in dem das Land 
aufgrund dieser Regelung zum einen zwei Jahre 
weniger Zeit für die Rückzahlung hat, zum anderen 
direkt nach der Zahlungsaussetzung einen deutlich 
höheren Schuldendienst leisten muss. Es kann je-
doch angesichts der Schwere der Zerstörung durch 
die Naturkatastrophe, die die Grundlage für den 
Einsatz der Klausel ist, nicht davon ausgegangen 
werden, dass die entsprechenden Länder einfach 
ihren – dann auch noch deutlich höheren – Schul-
dendienst wieder aufnehmen können. 

Notwendig wären deshalb Optionen für Erleich-
terungen beim ausgesetzten Schuldendienst. Für 
eine nachhaltige Verbesserung der Verschuldungs-
situation ist darüber hinaus ein zweistufiges Ver-
fahren zentral, das neben einem Schuldenmora-
torium auch eine Umschuldungsoption – inklusive 
Streichung von nicht mehr tragfähigen Schulden 
– vorsieht.13

Schuldenumwandlungen für Klimaschutz 
Bei einer Schuldenumwandlung verzichtet der Gläu-
biger auf seine Forderungen, wenn im Gegenzug 
das Schuldnerland Haushaltsmittel für Vorhaben 
nachhaltiger Entwicklung bereitstellt. Damit soll 
die untragbare Schuldenlast reduziert und gleich-
zeitig in gemeinsam vereinbarte Klimaschutz- oder 
Entwicklungsvorhaben investiert werden.14 Anders 
als den Schuldendienst, der meist in ausländischer 

Währung fällig wird, 
leistet das Land die 
Investitionen für 
nachhaltige Entwick-
lung meist in heimi-
scher Währung, was 
eine zusätzliche Er-
leichterung darstellt. 

Die Bundesregierung etwa kündigte an, Kenia als 
Ausrichter des Africa Climate Summit 2023 60 Milli-
onen Euro seiner Schulden im Gegenzug für Inves-
titionen in erneuerbare Energien und klimafreund-
lichere Landwirtschaft zu erlassen. Allerdings 

Bei einer Schuldenum-
wandlung verzichtet der 
Gläubiger auf Forderungen, 
wenn der Schuldner Haus-
haltsmittel für nachhaltige 
Entwicklung bereitstellt.

Schuldenumwandlungen 
sind kein geeignetes 
Instrument für die Über-
windung von untragbaren 
Schuldensituationen. 



telfristig spürbar. Länder, die bereits in Zahlungs-
schwierigkeiten sind, können zudem nicht immer 
Ressourcen in heimischer Währung aufbringen. In 
diesen Fällen kann eine Schuldenumwandlung den 
Haushalt sogar zusätzlich belasten, denn die Zah-
lungsverpflichtungen werden mehr oder weniger 
umgehend fällig, wenn auch meist mit einem deut-
lichen Abschlag. Schuldenumwandlungen können 
daher zwar unter bestimmten Voraussetzungen 
sinnvolle Instrumente für die Finanzierung von 
Entwicklungs- und Klimaschutzvorhaben darstel-
len. Sie bringen aber keine notwendige Entlastung 
für untragbar verschuldete Staaten. 

Doch obwohl Finanzexpert*innen diese Problema-
tik anerkennen, werden keine weiterreichenden 
Reformen zur raschen Lösung von untragbaren 
Schuldensituationen diskutiert. In diesem Kontext 
erscheint die zunehmende Diskussion von Schulden- 
umwandlungen eher als ein Ablenkungsmanöver, 
um wirklich drängenden Strukturfragen aus dem 
Weg zu gehen. Das Angebot von Schuldenumwand-
lungen kann hoch verschuldete Länder sogar davon 
abhalten, Schuldenrestrukturierungen in Angriff zu 
nehmen: So stellten Autor*innen des Internationa-
len Währungsfonds (IWF) in einem für die Debatte 
richtungsweisenden Papier debt-for-climate swaps 
als Alternative dar, wenn Zuschüsse und Schul-
denerleichterungen „nicht zur Verfügung stehen“ 
oder wenn Länder Reputationsrisiken durch Schul-
denrestrukturierungen fürchten.20

Schuldenerlasse und der Ausstieg aus 
fossilen Energien
Die Vereinbarung bei der COP28 zur Abkehr von 
fossilen Energien bezeichnen manche Beobach-
ter*innen als Durchbruch.21 Noch fehlt es jedoch an 
einem Plan für konkrete Schritte. 

Schuldenerlasse können eine Rolle dabei spie-
len, Anreize zum Ausstieg aus fossilen Energien zu 
schaffen. Schuldenerleichterungen könnten es er-
möglichen, die Kosten, die Länder im Globalen Sü-
den für den Ausstieg aus fossilen Energien tragen 
müssen, mit den Akteuren zu teilen, die in der Ver-
gangenheit durch die Vergabe von Krediten für die 
Förderung fossiler Energien Profite erwirtschaftet 
haben. Dabei ist zu unterscheiden zwischen Län-
dern, die bereits untragbar verschuldet sind, und 
Ländern, deren Verschuldung noch tragfähig ist. 

Bei Ländern mit untragbar hoher Verschuldung 
sollten Schulden im notwendigen Umfang ge-
strichen werden, ohne wirtschaftliche Konditio-
nalitäten aufzuerlegen. Bei der Feststellung der 
Schuldentragfähigkeit könnten jedoch klimawan-
delbezogene Kosten und Risiken berücksichtigt 
werden: Dazu zählt, im Haushalt auf-
grund des Ausstiegs aus der Förderung 
fossiler Energien geringere Einnahmen 
einzurechnen.

Für Länder mit noch tragfähiger Schul-
densituation könnte eine Schuldenstrei-
chung hingegen den Anreiz zum Ausstieg schaffen. 
Bei noch tragbarer Verschuldung kann die Schul-
denstreichung daran gebunden sein, dass das je-
weilige Land tatsächlich den Ausstieg aus der För-
derung der fossilen Energien einleitet. 

Handlungsoptionen für die Bundesregierung 

Handlungsoption 1: Klimaklauseln und Schulden-
moratorien

•	 Die Bundesregierung sollte dem Beispiel der 
Weltbank und anderer Gläubiger folgen und 
sowohl rückwirkend in bestehende als auch in 
neue Kreditverträge Klimaresilienzklauseln auf-
nehmen. Dafür braucht es keinen europäischen 
oder globalen Konsens. 

•	 Sie sollte sich international stark machen für 
Schuldenmoratorien, die im Fall einer Naturka-
tastrophe alle Gläubiger umfassen, sowie für 
anschließende umfassende Schuldenrestruktu-
rierungen. 

•	 Da die Aufnahme von (entsprechend einheit-
lichen und weitreichenden) Klauseln in sämt-
liche bestehenden oder neuen Verträge eine 
langfristige und zähe Aufgabe ist, gibt es noch 
mehr Möglichkeiten, alle Gläubiger dazu zu be-
wegen, sich an Moratorien zu beteiligen und 
dem Schuldnerland die Zahlungseinstellung zu 
ermöglichen, ohne dass es Sanktionen fürchten 
muss. Die Bundesregierung sollte kritisch ver-
schuldeten Staaten, bei denen sie selbst Gläu-
biger ist, nach einer Klimakatstrophe aktiv die 
Aussetzung ihres Schuldendienstes anbieten 
sowie Zahlungseinstellungen an andere Gläu-

Schuldenstreichungen 
können einen Anreiz 
zum Ausstieg aus fossi-
len Energien schaffen.



biger politisch und rechtlich legitimieren. Dazu 
sollte Deutschland die Klage- und Vollstre-
ckungsmöglichkeiten infolge einer Naturkatas-
trophe im deutschen Rechtsraum für einen be-
stimmten Zeitraum gesetzlich unterbinden. Sie 
sollte sich zudem dafür einsetzen, dass andere 
Länder in aktuellen Gesetzgebungsprozessen 
ähnliche Regelungen aufnehmen.22

•	 Die Bundesregierung sollte sich in internationa-
len Verhandlungen, etwa anlässlich der vierten 
Financing for Development-Konferenz 2025 in 
Spanien, stark machen für eine Umschuldungs-
option für klimavulnerable Staaten. Solche 
Entschuldungsoptionen waren bereits 2015 im 
Abschlussdokument der dritten Financing for 
Development-Konferenz benannt.23

Handlungsoption 2: Verbesserung von 
Schuldenumwandlungen 

•	 Die Bundesregierung sollte ihre Schuldenum-
wandlungsfazilität reformieren und es mehr 
Ländern, die nicht bereits untragbar verschul-
det sind, ermöglichen, mit weniger Zugangshür-
den und größerem Volumen Schuldenumwand-
lungen umzusetzen. 

•	 Weil Schuldenumwandlungen jedoch kein Ins-
trument zur Überwindung von Schuldenkrisen 
sind, sollte die Bundesregierung die Vorschläge 
von klimavulnerablen Staaten und Staatengrup-
pen aufnehmen und Entschuldungsverfahren 
so verbessern, dass kritisch verschuldete Län-
der Zugang erhalten zu raschen, koordinierten 
und umfassenden Umschuldungen. Dazu zäh-
len zum Beispiel Vorschläge der Staatengrup-
pe Vulnerable20 zur Schaffung eines Pools von 
unabhängigen Konflikt-Mediator*innen bei 
Schuldenrestrukturierungen24 oder die Forde-
rung, multilaterale Entwicklungsbanken mit in 
Schuldenrestrukturierungen einzubeziehen.25 
Eine Möglichkeit für die Bundesregierung wäre 
etwa, unabhängig überprüfen zu lassen, ob die 
Schuldentragfähigkeit in kritisch verschuldeten 
Ländern noch herstellbar wäre, ohne multilate-
rale Gläubiger einzubeziehen.26

•	 Schließlich sollte die Bundesregierung ihren 
internationalen Einfluss nutzen, um die beim  
Africa Climate Summit 2023 erhobene Forderung 
wieder aufzunehmen, das Entschuldungsrah-
menwerk Common Framework der G20 zu über-
prüfen. Ebenso sollte sie sich stark machen für 
die beim UN Financing for Development-Forum 
im April 2023 diskutierte unabhängige Überprü-
fung aktueller und vergangener Schuldenerlas-
sinitiativen. 

Die letzten beiden strukturpolitischen Vorschläge 
gehen über einen einmaligen Erlass im Kontext der 
akuten Klimakrise hinaus und würden einen Schritt 
hin zu einer geordneteren und verlässlicheren Fi-
nanzarchitektur für die Bewältigung von Schulden-
krisen bedeuten.

Handlungsoption 3: Schuldenstreichungen mit 
Ausstieg aus fossilen Energien verbinden

•	 In der Vorbereitung auf die COP29 im kommen-
den November in Baku/Aserbaidschan sollte die 
Bundesregierung Schuldnerländern, die aus der 
Förderung fossiler Energien aussteigen und auf 
die weitere Produktion fossiler Brennstoffe ver-
zichten wollen, die Streichung ihrer Forderun-
gen anbieten sowie Anreize schaffen, damit in 
Deutschland ansässige Unternehmen ihre For-
derungen ebenfalls streichen. Um dieses Vorge-
hen international zu befördern, sollte die Bun-
desregierung ihren politischen Einfluss auch bei 
befreundeten Staaten und den internationalen 
Finanzorganisationen nutzen. 

•	 Die Bundesregierung sollte sich zudem dafür 
einsetzen, dass bilaterale und multilaterale 
Handelsabkommen so reformiert werden, dass 
Staaten, die aus der Förderung fossiler Energien 
aussteigen, keine zusätzliche Schuldenbelas-
tung durch Investitionsschiedsverfahren ent-
steht.



Die Klimakrise könnte auch 
ein Katalysator sein, um den 
politischen Stillstand im 
globalen Schuldenmanage-
ment zu überwinden.
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Fazit
Im internationalen Diskurs besteht weitestge-
hend Einigkeit darüber, dass die sich verschärfen-
de Schuldenkrise sowie die untragbare Belastung 
durch den steigenden Schuldendienst es vielen 
Ländern des Globalen Südens zunehmend er-
schweren, die Folgen des Klimawandels zu bewäl-
tigen. Die bisherigen politischen Lösungsansätze 
werden dieser Situation jedoch nicht gerecht. Denn 
sie fokussieren sich lediglich auf Maßnahmen, die 
sich mit kurzfristigen Finanzierungsbedürfnissen 
von Ländern im Globalen Süden befassen. Die 
Frage nach der langfristigen Wiederherstellung 
von Schuldentragfähigkeit zur Stabilisierung der 
Staatshaushalte wird größtenteils ausgeklammert. 

Auch die von Fragen der Klimafinanzierung unab-
hängige Diskussion über eine gerechtere Schul-
denarchitektur wird überlagert durch die vorherr-
schenden Debatten über Instrumente 
für konditionierte Schuldenoperationen 
und Liquiditätsverbesserung. Dabei 
könnte die Klimakrise auch ein Kataly-
sator sein, um den politischen Stillstand 
bei der Suche nach dauerhaften Lösun-
gen im globalen Schuldenmanagement 
zu überwinden. Angesichts der sich zuspitzenden 
Klima- und Schuldenkrise kann und sollte die Bun-
desregierung durch die Umsetzung der hier darge-
legten Handlungsoptionen eine globale Führungs-
rolle übernehmen.
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